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Widmann-Mauz „Für den uneingeschränkten Lebensschutz- aus christ-

licher Verantwortung“- Abstimmung zur PID im Deutschen Bundestag

An diesem Donnerstag entscheidet der Deutsche Bundestag abschließend

über eine gesetzliche Regelung zur Präimplantationsdiagnostik (PID). In den

Bundestag eingebracht und diskutiert werden drei, jeweils fraktionsüber-

greifend unterstützte, Gesetzesentwürfe: Neben der teilweisen Zulassung in

Verbindung mit der Einführung eines Indikationskatalogs, wird ein vollständiges

Verbot und ein Verbot mit im Einzelfall rechtfertigenden Ausnahmetat-

beständen diskutiert.

Die Parlamentarische Staatssekretärin und Abgeordnete des Wahlkreises

Tübingen-Hechingen Annette Widmann-Mauz MdB erklärt hierzu: „Ich stimme

gegen die Erlaubnis der Präimplantationsdiagnostik. Ich fühle eine Ver-

antwortung als christdemokratische Politikerin und trete für einen unein-

geschränkten Lebensschutz ein.“

Ihre Entscheidung für den, unter anderen auch von dem CDU-

Fraktionsvorsitzenden Volker Kauder unterstützten, Gesetzentwurf zum Verbot

der PID begründet Parlamentarische Staatssekretärin medizinisch, rechtlich

und ethisch: “PID heilt nicht, sie selektiert. Sie eröffnet damit die Möglichkeit,

entscheiden zu können, welches Leben lebenswert und welches lebensunwert

sein soll. Das widerspricht meinen ethischen Grundsätzen. Leben und Glück

haben viele Facetten und der Wert des Lebens erschöpft sich nicht in heiteren

Stunden. Als Gesundheitspolitikerin habe ich gerade in vielen Gesprächen mit

Kranken und ihren Familien große Liebe und Zuneigung der Betroffenen unter-

einander erlebt. Wer Menschen mit einem schweren Schicksal, einer Krankheit

oder Behinderung das Lebenrecht absprechen will, setzt ein fatales Signal der

Diskriminierung.“
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Am Ende habe sie sich in dieser Gewissensfrage, neben den medizinisch-

sachlichen Argumenten, vor allem von ihrem christlichen Menschenbild leiten

lassen: „Der Wunsch nach einem gesunden Kind und die Belastung von Eltern

mit einem behindertem Kind sind nachvollziehbar. Unabhängig von den hohen

Risiken für Mutter und Kind, bei gleichzeitig geringer Erfolgsrate, wünsche ich

mir jedoch eine Gesellschaft, in der wir in dieser Notsituation mit Hilfe, Be-

ratung und Unterstützung auf die Betroffenen zugehen und die Lasten ge-

meinsam tragen.“ Mit der PID gebe man diese Verantwortung jedoch nur an

die Paare zurück und erhöhe den Druck zusätzlich, in dem man suggeriere, die

Situation hätte vermieden werden können.

Gegenüber einer Zulassung in gerechtfertigten Einzelfällen oder engen

Grenzen zeigte sich Widmann-Mauz skeptisch: „Die eingeschränkte Zulassung

ist eine Illusion. Der Weg der eingeschränkten PID ist eine Einbahnstraße, die

geradewegs zur allgemeinen Selektion führt.“ Weiter führt sie an: „Welche

Kriterien den Zugang zur PID rechtfertigen sollen, welche Behinderung und

Krankheit noch tragbar, welche nicht mehr zumutbar sein sollen –, das sind

Fragen, die ich nicht entscheiden und auch nicht an ein Fachgremium

delegieren möchte. Es sind Fragen, die ich gar nicht stellen möchte. Nach

meinem Wertvorstellungen und unserer Verfassung ist das Leben jedes

Menschen, ohne Rücksicht auf seine körperlichen und geistigen Besonder-

heiten, geschützt.“

Auf den Vorhalt, ein Verbot dränge die Eltern allein ins liberalere Ausland und

hindere den wissenschaftlichen Fortschritt am Standort Deutschland, erklärte

Widmann-Mauz MdB „Die bloße medizinisch-technische Möglichkeit entbindet

uns als Gesellschaft nicht von der Verantwortung, ethisch-moralisch Stellung
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zu beziehen. Den uneingeschränkten Lebensschutz für einen Vorsprung als

Wissenschaftsstandort zu opfern, lehne ich ab.“

Widmann-Mauz MdB bemerkte, die Debatte der letzten Monate und vor allem

die vielen eindringlichen Gespräche mit Betroffenen hätten sie nachdenklich

gestimmt. Sie habe sich intensiv mit dem Für und Wider der unterschiedlichen

Ansichten auseinandergesetzt. Im Rückblick und mit Blick auf die Ent-

scheidung im Plenum am heutigen Tag erklärt sie: „Die Entscheidung, vor die

uns die wissenschaftliche Möglichkeit hier stellt, ist größer, als dass sie von

einer Schulter getragen werden kann. Ich bin stolz auf meine Partei, die vor

dieser Verantwortung nicht eingeknickt ist, sondern die verschiedenen

Regelungen zur PID auf dem Parteitag und in der Zeit danach sachlich und

einfühlsam, mit der gebotenen Ernsthaftigkeit und in gegenseitigem Respekt

diskutiert hat. Ich handele nach bestem Wissen und Gewissen, wenn ich nun

meine Stimme für ein Verbot der Präimplantationsdiagnostik abgebe.

Bei der PID werden im Reagenzglas erzeugte Embryonen auf Gendefekte

untersucht und im Fall von Schäden entsorgt. Mit Grundsatzurteil vom 6.Juli

2010 hatte der Bundesgerichtshof geurteilt, dass das Embryonenschutzgesetz,

entgegen der bisherigen Annahme, der PID nicht entgegenstehe. Den im

Grundsatzprogramm 2007 festgeschriebenen Beschluss der CDU, sich für ein

Verbot einzusetzen, hat die Partei nach erneuter Debatte auf ihrem Parteitag

Mitte November 2010 in Karlsruhe bestätigt.


